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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Gemäss der Vox-Analyse ergaben sich bei den sozio-demographischen Merkmalen nur
relativ geringe Unterschiede in der Zustimmung. Paradoxerweise stimmten die Wähler
und Wählerinnen aus dem linken Spektrum der von den SD lancierten Initiative viel
stärker zu, als jene aus dem rechten Teil, was wiederum auf die unterschiedliche
Bedeutung der Initiative zurückzuführen war. Den einen ging es vor allem um einen
zusätzlichen bezahlten arbeitsfreien Tag, den anderen um den Bundesfeiertag. Der
positive Ausgang der Volksabstimmung konnte demzufolge kaum als Sieg der
Rechtsparteien interpretiert werden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung (Invalidenversicherungsgesetz). Das Volk stimmte dem
Parlamentsbeschluss zu. Ausserdem lehnten Volk und Stände eine Volksinitiative ab
(Einheitskrankenkasse).

Insgesamt kam es somit zu zwei Volksabstimmungen (1 Volksinitiative und 1 fakultatives
Referendum). Bei beiden Entscheiden folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2006: sechs von sechs). 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu 2 mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Unternehmenssteuerreform und Betäubungsmittelgesetz). Das
Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss beide Male zu. Ausserdem lehnten Volk und
Stände 6 Volksinitiativen ab und stimmten einer, der insgesamt sechzehnten, zu.

Insgesamt kam es zu 10 Volksabstimmungen (7 Volksinitiativen, 1 obligatorisches und 2
fakultative Referenden). Bei acht von diesen zehn Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2007: zwei von zwei). Bei
einer Volksinitiative (Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten) und dem
obligatorischen Referendum (Verfassungsartikel über die Gesundheitspolitik) entschied
das Volk anders als die Behörden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Personenfreizügigkeit, biometrische Pässe). Das Volk stimmte
jeweils dem Parlamentsbeschluss zu, im Fall der Pässe allerdings nur äusserst knapp.
Ausserdem entschieden Volk und Stände über zwei Volksinitiativen und nahmen davon
eine, die Minarettverbotsinitiative, als insgesamt siebzehnte an. Daneben hiessen Volk
und Stände auch vier vom Parlament beschlossene Verfassungsänderungen gut.

Insgesamt kam es somit zu acht Volksabstimmungen (2 Volksinitiativen, 4
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei 7 von diesen 8 Entscheiden folgten
die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2008: 8 von 10). Beim
Minarettverbot entschied das Volk anders als die Behörden.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu insgesamt sieben Volksabstimmungen. Davon waren ein
obligatorisches (2009: 4) und zwei fakultative Referenden (2009: 2) sowie drei
Volksinitiativen (2009: 2) und ein Gegenvorschlag (2009: 0). Bei den fakultativen
Referenden stimmten die Bürgerinnen und Bürger einmal gegen und einmal für den
Parlamentsantrag und beim obligatorischen Referendum wurde der Antrag der
Behörden gutgeheissen. Eine der drei Initiativen (Ausschaffungsinitiative) wurde
angenommen. Damit steigt die Zahl der seit 1891 angenommen Volksinitiativen auf 18.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Rund jedes zehnte Volksbegehren wurde also angenommen, wobei über ein Drittel der
angenommenen Initiativen zwischen 2002 und 2010 abgestimmt wurde. Im Berichtsjahr
folgten die Stimmberechtigten insgesamt nur in vier der sieben Abstimmungen dem
Antrag von Regierung und Parlament (2009: sieben von acht).

Aufgrund der Gesamterneuerungswahlen im Herbst des Berichtsjahres wurde im
Berichtsjahr nur ein Termin für eine einzige eidgenössische Volksabstimmung
wahrgenommen. Am 13. Februar wurde die Volksinitiative „für den Schutz vor
Waffengewalt“ mit 43.7% Ja-Stimmen abgelehnt.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr wurde an den vier Terminen über insgesamt zwölf nationale Vorlagen
abgestimmt: sieben Volksinitiativen, drei fakultative Referenden und zwei
obligatorische Referenden, die beide Gegenentwürfe zweier Volksinitiativen
darstellten, wurden am 11. März (5 Vorlagen), am 17. Juni (3 Vorlagen), am 23. September
(3 Vorlagen) und am 25. November (1 Vorlage) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern
zur Entscheidung vorgelegt. In neun Fällen folgten diese den Empfehlungen der
Behörden, wobei für die beiden abgelehnten Bausparinitiativen eigentlich keine
Behördenempfehlung vorlag, weil sich National- und Ständerat nicht hatten einigen
können. Entgegen den Empfehlungen von Parlament und Bundesrat wurde hingegen die
Zweitwohnungsinitiative angenommen, aber die Bundesgesetze zu Managed Care und
zur Buchpreisbindung, gegen die jeweils das Referendum ergriffen worden war,
abgelehnt. Die Stimmbeteiligung betrug im Schnitt 38,5% – der tiefste Wert seit 15
Jahren. Besonders gering war die Partizipation am 25. November: Aufgrund des
Scheiterns der Referenden gegen die Staatsverträge über die Abgeltungssteuer mit
Deutschland, Österreich und Grossbritannien wurde im November lediglich über die
Revision des Tierseuchengesetzes abgestimmt, gegen die das „Netzwerk Impfentscheid“
erfolgreich das Referendum ergriffen hatte. Nur 27,6% aller Stimmberechtigten gingen
an die Urne. Lediglich vier Mal war die Beteiligung seit 1877 (Beginn der Erhebung der
Partizipation) geringer. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Über elf eidgenössische Vorlagen hatte die Stimmbevölkerung im Berichtjahr zu
befinden; darunter je fünf Volksinitiativen und fakultative Referenden und ein
obligatorisches Referendum. Mit der Abzockerinitiative hat die Stimmbevölkerung die
zwanzigste Initiative seit 1891 angenommen. Insgesamt war damit knapp mehr als jedes
zehnte Volksbegehren (20 von 189) an der Urne erfolgreich, wobei diese Quote seit 1990
mit rund 12% (11 von 91) etwas höher liegt als vor 1990 mit 9% (9 von 98). Die anderen
vier Volksbegehren hatten 2013 keine Chance. Die fakultativen Referenden fielen in vier
der fünf Fälle behördenkonform aus. Einzig bei der Abstimmung zur Autobahnvignette
pfiff die Stimmbevölkerung das Parlament zurück. Das obligatorische Referendum, mit
dem ein Familienartikel in der Verfassung festgeschrieben werden sollte, erhielt zwar
ein relativ deutliches Volksmehr, scheiterte aber am Ständemehr. Dies war das zwölfte
Mal, dass bei einer Verfassungsvorlage das Volks- und das Ständemehr divergierten (zur
Reformdiskussion siehe hier). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen war im langjährigen Vergleich mit 47,3% relativ hoch. Am
wenigsten stark vermochten die Vorlagen am 9. Juni zu mobilisieren (Volkswahl des
Bundesrates / Asylgesetzrevision), als 39,5% der stimmberechtigten Bevölkerung an die
Urne gingen. Am stärksten mobilisierten die drei Abstimmungsvorlagen Ende November.
Die Stimmbeteiligung bei den Abstimmungen zur 1:12-Initiative, zur Autobahnvignette
und zur Familieninitiative der SVP lag bei 53,6%. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

2014 fanden vier eidgenössische Urnengänge zu insgesamt zwölf verschiedenen
Vorlagen statt, darunter nicht weniger als acht Volksinitiativen, von denen gleich zwei
angenommen wurden: die Masseneinwanderungsinitiative und die Pädophileninitiative.
Insgesamt wurden damit seit Einführung des Volksbegehrens 1891 total 22 von 198 oder
insgesamt jede neunte Initiative angenommen. Seit 1990 hat sich die
Erfolgswahrscheinlichkeit von Volksinitiativen somit noch weiter verbessert. Wurden
vor 1990 neun Prozent aller Bürgerbegehren angenommen (9 von 98), verschob sich die
Erfolgsquote seit 1990 auf 13 von 100. Die restlichen sieben Initiativen, über die 2014
abgestimmt wurde, hatten allerdings allesamt keine Chance. Nur die Abschaffung der
Pauschalbesteuerung erreichte mehr als 40% Ja-Stimmenanteil. Während die beiden
obligatorischen Referenden behördenkonform angenommen wurden, war das

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



fakultative Referendum gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen entgegen den
Wünschen von Bundesrat und Parlament erfolgreich. Von den total bis Ende 2014
eingereichten 177 fakultativen Referenden waren damit neu insgesamt 96 erfolgreich
(54%); bei den obligatorischen Referenden liegt der Anteil der angenommenen Vorlagen
bei 75% (146 von 195). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen lag bei 52,6%, was im langjährigen Vergleich ein sehr hoher
Wert ist. Stark mobilisiert haben insbesondere die Masseneinwanderungsinitiative im
Februar (56,6% Stimmbeteiligung) und das Gripen-Referendum im Mai (56,3%
Stimmbeteiligung).

Im Wahljahr 2015 fanden an lediglich zwei Wochenenden Urnengänge zu
eidgenössischen Abstimmungen statt; in der Regel werden am Wochenende der
eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen sowie im November nach den nationalen
Wahlen keine Abstimmungstermine angesetzt. So standen im März und im Juni 2015
insgesamt sechs Vorlagen zur Abstimmung, die ausnahmslos behördenkonform
ausfielen. Die vier Volksinitiativen wurden allesamt deutlich abgelehnt: Die
Stipendieninitiative, die Erbschaftssteuerreform und die Volksinitiative «Familien
stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» konnten jeweils nicht einmal 30
Prozent der Stimmbürgerschaft auf sich vereinen. Das Ergebnis der Volksinitiative
«Energie statt Mehrwertsteuer» fiel gar noch tiefer aus: Mit dem zweitgeringsten Ja-
Stimmenanteil seit Einführung der Volksinitiative 1891 wurde das Volksbegehren der GLP
regelrecht zerzaust. Nur gerade 8.03 Prozent der Urnengängerinnen und Urnengänger
konnten sich für die Idee erwärmen. Nur die Volksinitiative zur «Getreideversorgung»,
die sich 1929 gegen einen Gegenvorschlag zu behaupten hatte, schnitt mit 2.68 Prozent
Ja-Anteil noch schlechter ab. Bisher wurden lediglich 22 von 202 Volksinitiativen an der
Urne angenommen. 
Während der dem obligatorischen Referendum unterstehende Bundesbeschluss zur
Präimplantationsdiagnostik von Volk und Ständen recht deutlich angenommen wurde –
fast zwei Drittel der Bevölkerung und die deutliche Mehrheit der Kantone sagten ja –,
fiel das Ja zur Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen äusserst knapp
aus. Letztlich entschied eine hauchdünne Mehrheit von 3'649 Stimmen, die Vorlage,
gegen die das fakultative Referendum ergriffen worden war, anzunehmen. Damit blieb
die Zahl von 96 erfolgreichen fakultativen Referenden (von total 178 eingereichten)
bestehen, während sich die Erfolgsquote der obligatorischen Referenden leicht
erhöhte (neu: 147 von 196). Während die Stimmbeteiligung im März bei 42.1 Prozent lag,
partizipierten im Juni 43.5% der Stimmberechtigten. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Neun der 13 Abstimmungsvorlagen, über welche die Stimmberechtigten an vier
Wochenenden im Jahr 2016 zu entscheiden hatten, waren Volksinitiativen. Dies
schienen erste Folgen der vor allem im Vorjahr unter dem Stichwort «Initiativenflut»
diskutierten, scheinbar wachsenden Zahl lancierter Volksbegehren zu sein. Allerdings
fanden die Begehren von grüner und linker (Atomausstiegsinitiative, Grüne Wirtschaft,
AHVplus, Pro Service public, bedingungsloses Grundeinkommen,
Nahrungsmittelspekulation) wie auch von rechter und bürgerlicher Seite (Milchkuh-
Initiative, Heiratsstrafe, Durchsetzungsinitiative) bei der Bevölkerung keine Gnade.
Achtungserfolge konnten immerhin die Atomausstiegsinitiative (45.8% Ja-
Stimmenanteil), die AHVplus- (40.6%) und die Durchsetzungsinitiative (41.2%)
verzeichnen. Nur knapp abgelehnt wurde die CVP-Initiative gegen die Heiratsstrafe:
49.2 Prozent Ja-Stimmen reichten aber auch hier nicht. So bleibt die
Pädophileninitiative 2014 das letzte an der Urne erfolgreiche Volksbegehren und die
Annahme-Quote der Initiativen verschlechterte sich auf 10.4 Prozent (22 von 211). 
Auch die vier fakultativen Referenden fielen 2016 entsprechend den Empfehlungen von
Regierung und Parlament aus. Das Nachrichtendienstgesetz (66.5%), gegen das linke
Kreise das Referendum ergriffen hatten, das Asylgesetz (66.8%), gegen das die SVP
angetreten war, und das Fortpflanzungsmedizingesetz (62.4%), das von einem
überparteilichen Komitee aus EVP- und CVP-Kreisen bekämpft worden war, erreichten
alle eine Zustimmung von gut zwei Dritteln der Stimmbevölkerung. Etwas umstrittener
war höchstens der Entscheid für eine zweite Röhre am Gotthard, welcher von
Umweltschutzorganisationen erzwungen worden war: Die Sanierung des Tunnels wurde
von 57 Prozent der Stimmenden gutgeheissen. Damit verringerte sich auch die
Erfolgsquote der fakultativen Referenden auf 52.7 Prozent: 96 von 182 Referenden
waren bisher erfolgreich.
Die höchste Stimmbeteiligung 2016 wurde am Abstimmungswochenende im Februar
verzeichnet: Insbesondere die Durchsetzungsinitiative mobilisierte hohe 63.7 Prozent

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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der Stimmberechtigten an die Urne. Die 46.8 Prozent Stimmbeteiligung im Juni, die 43.1
Prozent im September und die 45.4 Prozent im November, als einzig über den
Atomausstieg abgestimmt wurde, lagen etwa im Beteiligungsschnitt des bisherigen 21.
Jahrhunderts (46%). 7

Eine Folge der zahlreichen in den Vorjahren lancierten und eingereichten
Volksbegehren war, dass im Jahr 2016 an allen vier Abstimmungswochenenden über
insgesamt neun Initiativen entschieden wurde (2015: 4). Diese wurden allesamt
abgelehnt, wenn auch im Falle der Initiative «gegen die Heiratsstrafe» relativ knapp. Die
am gleichen Wochenende wie das CVP-Begehren Ende Februar zur Abstimmung
gestandene Durchsetzungs-Initiative, die sehr stark mobilisierte, sowie die Initiative der
Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation wurden hingegen recht deutlich abgelehnt.
Das gleiche Schicksal ereilte im Juni die Initiativen «Pro Service Public» und «für ein
bedingungsloses Grundeinkommen» sowie die «Milchkuhinitiative», die alle drei nicht
einmal einen Drittel der Stimmenden für sich gewinnen konnten. Auch die beiden
Initiativen der Grünen («Grüne Wirtschaft», «Atomausstiegsinitiative») und die
Initiative des Gewerkschaftsbundes («AHVplus») vermochten die Stimmbevölkerung
nicht zu überzeugen. 
Mit diesen neun Abstimmungen konnte der Pendenzenberg bei den Volksbegehren
etwas abgebaut werden. Weitere sieben waren allerdings noch in der Pipeline (2015: 12),
also entweder beim Bundesrat hängig, in der Parlamentsberatung oder reif zur
Abstimmung. Zudem waren 2016 acht neue Volksbegehren zustande gekommen (2015:
4), die ganz unterschiedliche Ziele verfolgten: Die «Selbstbestimmungsinitiative» der
SVP und die «No Billag-Initiative» hatten bereits vor Zustandekommen zu zahlreichen
Diskussionen geführt. Mit der Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und der
«Zersiedelungsinitiative» stand zudem das Thema Raumplanung im Fokus. Dafür, dass
landwirtschaftspolitische Anliegen in den nächsten Abstimmungen Aufmerksamkeit
erhalten würden, sorgten die Initiative «für Ernährungssouveränität» sowie die
«Hornkuh-Initiative». Die Unterschriftenhürde ebenfalls übersprungen hatten 2016
zudem die «Konzernverantwortungsinitiative» und die «Velo-Initiative». Die nötigen
Unterschriften noch nicht beisammen hatte die Initiative «Ja zur Bewegungsmedizin»,
deren Sammelfrist noch bis Juni 2017 lief.
2016 waren zudem sechs neue Volksbegehren lanciert worden; also genau gleich viele
wie im Jahr zuvor. Das vom Egerkinger Komitee lancierte «Verhüllungsverbot», aber
auch die Idee eines «Vaterschaftsurlaubs» von Travail.Suisse oder die
«Transparenzinitiative», die von einem Bündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piratenpartei
lanciert wurde, wurden bereits bei der offiziellen Lancierung medial virulent diskutiert.
Von verschiedenen Komitees wurden zudem Unterschriftensammlungen für die
Initiative «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide», die «Fair-Preis-Initiative»
und die Initiative gegen «die Auswüchse von Via sicura» gestartet.
Für das als Protest gegen die Ausschaffungsinitiative lancierte Volksbegehren «zur
Ausschaffung krimineller Männer» war die Sammelfrist 2016 abgelaufen. 2015 waren
noch vier Anliegen im Sammelstudium gescheitert. Eine Volksinitiative wurde 2016
zurückgezogen (2015: 1): Die «Stromeffizienz-Initiative» wurde nach der Annahme der
Verabschiedung der Energiestrategie 2050 durch das Parlament zurückgezogen. Die
Initianten waren der Ansicht, dass ihre Anliegen genügend berücksichtigt worden
seien. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr über kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rückgang der Zahl lancierter Initiativen – in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden –, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurückgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hätte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «für
Ernährungssicherheit» zurück, weil das Parlament eine Verfassungsänderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde. 
Allerdings dürfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwölf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament hängig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr für vier Initiativen (2016: 8) die nötigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, nämlich für die Initiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband
für Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war. 
Darüber hinaus wurden im Jahr 2017 für zwölf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), fünf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor – insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen würden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht würden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwähnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende fördern» und die
Initiative für die «Organisationsfreiheit der Kantone für die Krankenversicherung»), drei
stammten von Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit für Inländer»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative für ein «von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Köpfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalräte und aktuell Regierungsräte in den Kantonen Waadt und Genf. 
Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswüchsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». 9

Auch 2018 wurde keines der sechs zur Abstimmung stehenden Volksbegehren
angenommen. Unerwartet deutlich wurden dabei die «No-Billag-Initiative» und die
«Selbstbestimmungsinitiative» abgelehnt. Sie konnten genauso wie die «Vollgeld-
Initiative», die «Fair-Food-Initiative» oder die Initiative «für Ernährungssouveränität»
nicht einmal 40 Prozent der Stimmenden überzeugen. Am nächsten an einen Erfolg an
der Urne kam noch die «Hornkuh-Initiative», aber auch sie wurde mit 45.3 Prozent Ja-
Stimmen abgelehnt. Immerhin waren 2018 wieder Entscheidungen über Volksbegehren
angestanden, nachdem 2017 keine einzige Volksinitiative an die Urne gekommen war. 

Mit diesen sechs erledigten Volksinitiativen war die Liste der beim Parlament oder beim
Bundesrat hängigen Begehren auf sieben geschrumpft (2017: 12). Allerdings hatten es
2018 auch fünf Komitees geschafft, die nötigen Unterschriften in der gegebenen Frist
zu sammeln. Der Bundesrat und das Parlament werden sich folglich über ein «Verbot
der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten», zwei Umweltschutzanliegen («für
sauberes Trinkwasser» und «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»), die beide
weniger als ein Jahr zum Sammeln der Unterschriften brauchten, die «Fair-Preis-
Initiative» sowie über die von der SVP noch im Lancierungsjahr erfolgreich innert
sieben Monaten zustande gekommene «Begrenzungsinitiative» beugen müssen. 2017
waren noch vier Begehren zustande gekommen. 
Im Berichtsjahr wurden – einschliesslich der Begrenzungsinitiative – acht
Volksinitiativen lanciert, 2017 hatten sich zehn Komitees auf die Unterschriftenjagd
gemacht. Von diesen acht befand sich 2018 noch die Hälfte im Sammelstadium. Unter
den neuen Begehren war die «Korrektur-Initiative», die von einer breiten
Parteienallianz gegen den Beschluss des Bundesrats, Kriegsmaterialexporte zu lockern,
gestartet wurde. Die CVP wollte mit der «Kostenbremse-Initiative» etwas gegen die
steigenden Krankenkassenkosten unternehmen, wobei ihr unterstellt wurde, dass sie
die Initiative wohl auch als Werbevehikel für die 2019 anstehenden eidgenössischen
Wahlen einsetzen wolle. Ebenfalls lanciert wurden die «Justiz-Initiative», die
«Massentierhaltungsinitiative», die «Kesb-Initiative», eine Initiative «gegen
Tabakwerbung bei Kindern und Jugendlichen» und die von Workfair 50+ ausgearbeitete
Initiative mit dem Titel «Arbeit statt Armut». 
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Für zwei im Sommer 2017 lancierte Begehren war Ende 2018 die Frist für die Abgabe der
nötigen Unterschriften verstrichen. Sowohl die Initiative «Zuerst Arbeit für Inländer» als
auch die Initiative «Atomkraftwerke abschalten» waren im Sammelstadium gescheitert.
Bereits im Jahr 2017 hatten es zwei Begehren nicht geschafft, die Unterschriftenhürden
in der vorgegebenen Frist zu überspringen. 

Volksinitiativen entfalten nicht nur Wirkung, wenn sie an der Urne angenommen
werden. Vielmehr können sie als Druckmittel verwendet werden, um das Parlament zu
Gesetzesrevisionen zu veranlassen. Dies gelang 2018 mit der «Velo-Initiative», für die
der Bundesrat und das Parlament einen direkten Gegenentwurf ausgearbeitet hatten.
Der Bundesbeschluss Velo, zu dessen Gunsten die Initiative zurückgezogen worden war,
war – anders als die sechs Initiativen im Berichtsjahr – an der Urne erfolgreich.
Zurückgezogen wurde auch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre», die als
rechtskonservative Drohkulisse gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf angeregte,
2018 im Parlament aber dann letztlich gescheiterte Revision des Bankgeheimnisses im
Inland gewirkt hatte. 10

In einem Wahljahr werden die Abstimmungstermine im September und im November in
der Regel nicht wahrgenommen. Dies dürfte mit ein Grund sein, dass 2019 nur über ein
einziges Volksbegehren abgestimmt wurde, nämlich über die Zersiedelungsinitiative.
Die Initiative der Jungen Grünen fand nur bei etwas mehr als einem Drittel der
Stimmbevölkerung Unterstützung. Mit der Ablehnung dieses Begehrens an der Urne war
zudem klar, dass in der ausklingenden 50. Legislatur (2015–2019) keine einzige der
insgesamt 16 Volksinitiativen, die in diesen vier Jahren zur Abstimmung gekommen
waren, angenommen wurde. Dies war weder in der 49. Legislatur (2011–2015; 4 von 25
angenommen), in der 48. Legislatur (2007–2011; 3 von 13 angenommen), in der 47.
Legislatur (2003–2007; 2 von 5 angenommen), oder in der 46. Legislatur (1999–2003; 1
von 30 angenommen) der Fall gewesen. 

In der anstehenden 51. Legislatur dürften einige Volksbegehren an die Urne gelangen.
Ende 2019 waren nicht weniger als zehn Volksbegehren hängig; also abstimmungsreif, in
parlamentarischer Behandlung oder beim Bundesrat, der eine entsprechende
Botschaft zu verfassen hatte. Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass die
Bundesversammlung innert 30 Monaten nach Einreichung einer Initiative eine
Abstimmungsempfehlung abzugeben hat. Diese Frist kann sich um ein Jahr verlängern,
falls ein Gegenvorschlag oder ein Gegenentwurf ausgearbeitet wird. Dies war bei sechs
der zehn hängigen Begehren der Fall – was als ein Zeichen dafür gewertet werden kann,
dass das Zusammenspiel zwischen Bevölkerung und Parlament durchaus funktioniert:
Anliegen von Initiantinnen und Initianten werden vom Parlament zwar abgeschwächt,
aber immerhin ernst genommen und verarbeitet. Diese indirekte Wirkung von
Volksinitiativen ist im halbdirektdemokratischen politischen System der Schweiz nicht
zu unterschätzen. Bei drei Initiativen hatte das Parlament in Form einer
parlamentarischen Initiative einen indirekten Gegenvorschlag eingebracht: bei der
«Konzernverantwortungsinitiative» (Pa. Iv. 17.498), der «Transparenz-Initiative» (Pa. Iv.
19.400) und der «Pflegeinitiative» (Pa. Iv. 19.401). Bei der Initiative «Ja zum
Verhüllungsverbot» hatte der Bundesrat der Botschaft den Vorschlag für ein
Bundesgesetz über die Gesichtsverhüllung als indirekten Gegenvorschlag beigelegt und
auch bei der «Fair-Preis-Initiative» sah die Regierung die Möglichkeit eines indirekten
Gegenvorschlags in Form einer Änderung des Kartellrechts. Einen direkten
Gegenentwurf beriet das Parlament bei der Initiative «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide». Ende 2019 lag zudem die Botschaft des Bundesrats zur
Initiative «für ein Verbot der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten» vor und die
Räte berieten bereits die Initiative «für sauberes Trinkwasser». Ebenfalls Ende 2019
waren die Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und die
«Begrenzungsinitiative» abstimmungsreif. Erstere wurde für den Urnengang von
Februar 2020 terminiert und über letztere soll im Mai 2020 abgestimmt werden. 

Wie eine Zusammenarbeit zwischen Parlament und Initiativkomitees funktionieren
kann, zeigten auch die Beratungen um die Initiative «für einen vernünftigen
Vaterschaftsurlaub». Diese hätte vier Wochen Vaterschaftsurlaub gefordert. Das
Parlament legte in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 18.441) einen
indirekten Gegenvorschlag vor, der zwei Wochen forderte. Da sich das Parlament auf
diesen Gegenvorschlag einigen konnte, zog das Initiativkomitee seine Initiative zurück.
Im Jahr zuvor waren zwei Volksbegehren zurückgezogen worden. 

2019 waren zudem acht neue Volksinitiativen erfolgreich zustande gekommen (2018: 5).
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Innert Jahresfrist wird sich der Bundesrat mit der Initiative «Kinder und Jugendliche
ohne Tabakwerbung», der «Massentierhaltungsinitiative», der «Justiz-Initiative», der
«Gletscher-Initiative», der Initiative «gegen Waffenexporte (Korrektur-Initiative)», der
«99%-Initiative», der Initiative «Organspende fördern - Leben retten» und der
Initiative für ein «Tier- und Menschenversuchsverbot» auseinandersetzen und eine
Botschaft vorlegen müssen. 

Im Sammelstadium befanden sich 2019 total 16 Volksbegehren, nicht weniger als 14
davon wurden erst 2019 neu lanciert, deutlich mehr als noch 2018 als acht verschiedene
Komitees die Unterschriftenjagd begonnen hatten. Interessanterweise waren es 2019
vor allem Komitees und nicht – wie man in einem Wahljahr vielleicht erwarten würde –
ausschliesslich Parteien, die Volksbegehren lancierten. Zu den wenigen Ausnahmen
zählte die junge FDP, die ihre «Renteninitiative» lancierte. Sie war mit dem Thema
Altersvorsorge freilich nicht alleine. «Für eine generationengerechte Altersvorsorge»
oder für «steuerfreie AHV- und IV-Renten» setzten sich zwei weitere Komitees ein.
Bereits 2018 war eine Initiative für «berufliche Vorsorge – Arbeit statt Armut» lanciert
worden. Vier weitere Begehren zielten auf Reformen bei der Finanzierung des
Gesundheitssystems ab: Die «Pflegefinanzierungs-Initiative», die von der EDU lanciert
wurde, die «Gesundheits-Mitbestimmungs-Initiative», die «Prämien-Entlastungs-
Initiative» der SP und die bereits 2018 von der CVP lancierte «Kostenbremse-Initiative»
wollten etwas gegen die steigenden Krankenkassenkosten unternehmen. Ein Komitee
«Mobilfunk-Initiative» lancierte gleich zwei Begehren: Mit der «Mobilfunkhaftungs-
Initiative» und der Initiative «für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden
Mobilfunk» sollen vor allem aus gesundheitlichen Gründen dem Ausbau der
Mobilfunkgeneration 5G Einhalt geboten werden. Umweltschutzkreise lancierten die
«Landschaftsinitiative» und die «Biodiversitätsinitiative», um dem Aussterben von
Tier- und Pflanzenarten Einhalt zu gebieten. Mit der «Kontrollschild-Initiative» sollen
der CH-Kleber abgeschafft und die Nummernschilder neu designt werden. Das «E-
Voting-Moratorium» möchte die Tests zur elektronischen Stimmabgabe einschränken
und mit der Initiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich» sollen die im Asylwesen
verwendeten Gelder für Schutzgebiete oder Hilfsprojekte im Ausland statt für
Migrantinnen und Migranten in der Schweiz ausgegeben werden. Die Initiative «Ja zur
Abschaffung der Zeitumstellung» schliesslich forderte, dass auf eine Anpassung der
Uhren auf die sogenannte Sommerzeit in Zukunft verzichtet werde.

Voraussichtlich werden es nicht alle dieser Begehren schaffen, die gesetzlichen Fristen
oder die verlangten 100'000 Unterschriften einzuhalten. Im langjährigen Schnitt
scheiterte nämlich rund ein Drittel aller lancierter Volksbegehren an diesen Hürden.
Dieses Schicksal ereilte 2019 drei Begehren (2018: 2): Die von einem Komitee rund um
die SVP-Nationalräte Pirmin Schwander (svp, SZ) und Hans Egloff (svp, ZH) lancierte
«Kindes- und Erwachsenenschutz-Initiative», mit der die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörde Kesb hätte entmachtet werden sollen, aber auch die
beiden Initiativen des Komitees rund um die Regierungsräte Pierre-Yves Maillard (VD,
sp) und Mauro Poggia (GE, mcg), die ein «von den Krankenkassen unabhängiges
Parlament» und die «Organisationsfreiheit der Kantone bei der Krankenversicherung»
gefordert hätten, scheiterten 2019 offiziell im Sammelstadium. 11

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Auch im Berichtsjahr lagen Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum
im Trend. Ende 2010 gab es laut Bundesamt für Statistik 2'551 Gemeinden. Ende 2009
waren es noch 2'596 gewesen. Ende 2008 führte die Statistik des Städteverbandes 151
Gemeinden mit mehr als 10'000 Einwohnern auf (2007: 140). Die meisten Fusionen
fanden 2010 im Kanton Tessin statt. Hervorzuheben ist zudem der Kanton Glarus, der ab
1. Januar 2011 nur noch aus drei Gemeinden bestehen wird. Die Stadt Luzern fusionierte
mit der Gemeinde Littau und beherbergt neu 76'000 Einwohner. Im Gegensatz zu
anderen Gemeindezusammenschlüssen im Kanton Luzern wurde jener von Luzern und
Littau vom Kanton nicht mitfinanziert. Allerdings wurden im Berichtsjahr auch
zahlreiche Fusionsprojekte an der Urne verhindert. So scheiterten etwa der
Zusammenschluss von Baden und Neuenhof im Kanton Aargau oder der geplante
Zusammenschluss von acht waadtländischen Gemeinden rund um Coppet zu einer
neuen Grossgemeinde mit über 13'000 Einwohnern am lokalen Widerstand und
mussten aufgeschoben werden. 12
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Faisant suite à un premier document publié en 1991, l'Office fédéral de
l'environnement, des forêts et du paysage (OFEFP) a présenté un «rapport sur l'état de
l'environnement 1993». Ce document présente la situation actuelle et les stratégies
d'avenir. S'il indique que, grâce à la législation environnementale, de nombreux succès
ont été obtenus, il met en lumière les importantes lacunes qui subsistent (pollution
atmosphérique, exposition au bruit, déchets non traités, disparition d'espèces de flore
et de faune, etc.). Pour remédier à ces problèmes, les auteurs estiment que les outils
utilisés jusque-là, soit l'imposition autoritaire de valeurs-limites ou d'obligations de
toutes sortes, ne sont plus appropriés. Il s'agirait ainsi, pour les prochaines années, de
réorienter la politique environnementale vers des instruments conformes à l'économie
de marché, c'est-à-dire des taxes incitatives afin de favoriser tant une utilisation
rationnelle de certains produits qu'une dépollution à la source et une introduction de
procédés de fabrication respectueux de la nature. 13
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Pour la première fois, l'OCDE a procédé à un examen des performances
environnementales de la Suisse. Les experts de l'OCDE ont souligné les avancées
importantes de la Suisse dans les domaines de la protection de l'air, de la protection
des eaux et de la lutte contre le bruit. Quant à la politique des transports suisse, elle fut
qualifiée de modèle pour les autres pays de l'OCDE. La gestion des déchets a été jugée
efficace, mais les installations d'incinération devraient encore être complétées. Le
rapport recommande davantage de coopération intercantonale pour l'incinération et
regrette la forte augmentation, depuis 1992, des déchets spéciaux exportés. Deux
points faibles principaux ont été relevés: la forte diminution des espaces naturels et la
réduction de la diversité biologique. Les espèces animales et végétales subiraient une
pression énorme. La destruction de biotopes se poursuivrait en raison de
l'urbanisation, de la modernisation de l'agriculture, de l'extension des réseaux de
transport et du tourisme. Parmi les recommandations de l'organisation internationale,
la Suisse est incitée à développer une réforme fiscale écologique qui pourrait inclure
une augmentation sensible des taxes sur l'essence. 14
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Gemäss einer im Jahr 2015 publizierten Studie der Europäischen Umweltagentur (EEA)
belegt die Schweiz im Bereich der Ressourceneffizienz zusammen mit Luxemburg, dem
Vereinigten Königreich und den Niederlanden den ersten Rang im Vergleich mit 38
europäischen Ländern. Ebenfalls gut steht die Schweiz in Bezug auf das Recycling da:
Hier nimmt sie hinter Deutschland, Österreich und Belgien Rang vier ein. In anderen
Sparten hingegen bildet die Schweiz gemäss Studie das Schlusslicht: Nirgends sonst
wird so viel Abfall pro Kopf produziert wie hierzulande. Ferner belegt die Schweiz bei
den Schutzgebieten den letzten Platz. Nur gerade 6.5 Prozent der Schweizer
Landesfläche sind als solche klassiert, während sich dieser Anteil beim Spitzenreiter
Slowenien auf 30 Prozent beläuft. 
Von der Sonntagszeitung auf die tiefen Zahlen angesprochen, relativierte das BAFU
diese mit Verweis auf eine ungenügende Datenlage. Man verfüge nur über die Angaben
zu nationalen Schutzgebieten; für Schutzgebiete auf kantonaler und lokaler Ebene
würden entsprechende Daten fehlen. Überschlage man diese grob und addiere dazu
noch Waldreserven und sich in Privatbesitz befindende Schutzgebiete, beliefe sich der
Wert auf ungefähr 11 Prozent. Nichtsdestotrotz anerkenne man starken
Handlungsbedarf.
Ein im Januar desselben Jahres publizierter Bericht des Bundes zum Zustand der
Umwelt in der Schweiz hatte der Biodiversität ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. Zum
Erhalt Letzterer sind Schutzgebiete von zentraler Bedeutung. Gemäss den Aichi-Zielen
für den weltweiten Artenschutz müssten Schutzgebiete in der Schweiz bis 2020 17
Prozent der Landesfläche ausmachen – ein Unterfangen, dass gemäss der
verantwortlichen Verwaltungsstelle im vorgegebenen Zeitraum nicht erreicht werden
kann. Dass das Thema nicht sehr weit oben auf der Agenda der meisten politischen
Akteure stand, zeigte sich auch im nur schleppenden Vorankommen bei der Erarbeitung
einer Biodiversitätsstrategie. Im Jahr 2013 hatte eine von gfs.bern durchgeführte
Umfrage ergeben, dass beinahe drei Viertel der Befragten den Zustand der Biodiversität
in der Schweiz irrtümlicherweise als gut bis sehr gut einstuften. Demzufolge bestehe
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kein öffentlicher Druck, der die Politik zum Einleiten notwendiger Schritte bewegen
könnte, diagnostizierte Walter Wagner, Leiter Biodiversität beim WWF. 15

Abfälle

L'OFEFP a publié un rapport, effectué par le bureau d'experts INFRAS, sur l'évaluation
de la taxe sur les déchets urbains instaurée par certaines communes alémaniques.
Cette étude a conclu qu'elle présentait un bon degré d'efficacité puisqu'elle permet de
réduire de 15 à 30% la quantité de déchets non triés provenant des ménages, bureaux
ou commerces. Pour trouver son plein rendement, son introduction doit cependant
être accompagnée de mesures telles que des collectes sélectives et des activités
d'information. Si la récupération est ainsi améliorée, le volume total des déchets ne
diminue toutefois pas. Les divers moyens déployés pour contourner la taxe (tourisme
des déchets, incinérations privées) représentent des comportements très minoritaires;
la quantité de déchets ainsi traitée ne forme que 1 à 2% du total. Sur plus de 200
communes connaissant ce système (leur nombre croît sans cesse), aucune n'est
romande. Les tentatives faites dans les années soixante-dix à Morat (FR) et Froideville
(VD) s'étaient soldées par des échecs et l'expérience ne fut plus jamais renouvelée. 16
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Par ailleurs, les évaluations quant aux conséquences de cette ordonnance sur le volume
des déchets ont fait apparaître des résultats positifs et une importante diminution
globale des déchets des emballages pour boissons. Ainsi, les buts fixés par le texte
légal ont été largement respectés en ce qui concerne le verre et, dans une moindre
mesure, l'aluminium. Par contre, les objectifs posés pour le PET n'ont pu être atteints.
La raison principale fut le retard pris par le processus de recyclage en ce domaine. La
marge de progression pour ce type de déchets reste cependant importante. 17
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Das Konsumentinnenforum (KF) empfahl der Öffentlichkeit aufgrund einer
Ökobilanzstudie, die Kleinaluminiumabfälle nicht mehr separat zu sammeln und dem
Recycling zuzuführen, sondern mit dem normalen Hauskehricht zu entsorgen. Aus
ökonomischen und ökologischen Gründen sei es gemäss KF nicht sinnvoll, für die 5,6%
Kleinstaluabfälle aus den Haushalten die teuren Entsorgungskosten zu Lasten der
Gemeinden in Kauf zu nehmen. Das BUWAL unterstützte die Empfehlung, riet jedoch
den Konsumenten, möglichst wenig Aluminium zu gebrauchen. Verschiedene
Gemeinden hoben daraufhin die Sammelstellen für Alu-Recycling auf. 18
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Un groupe de travail, réunissant des représentants de l'OFEFP et des offices cantonaux
de protection de l'environnement, a présenté un projet de planification en matière
d'élimination des déchets (déchets ménagers, déchets de chantiers et boues
d'épuration non recyclables) pour les années à venir. Il envisage la création de cinq
nouvelles usines d'incinération d'ici l'an 2000 ainsi que l'accroissement de capacité de
cinq autres. Cinq anciennes installations devraient par contre être désaffectées. Au
total, la capacité d'incinération des fours helvétiques devrait augmenter d'un tiers.
Considérant le succès du recyclage qui plonge nombre d'usines dans des difficultés
financières par manque de déchets, le groupe de travail a proposé de réduire le volume
des scories entreposées au profit de l'incinération. Dans ce cadre, l'OFEFP a
recommandé aux cantons de fermer les dépôts peu sûrs et de renoncer à la création de
toute nouvelle décharge pour déchets non traités. 19
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Les producteurs suisses de ciment ont fait part de leur intention de couvrir, d'ici l'an
2000, 75% de leurs besoins en combustibles par des matériaux de substitution peu
nocifs tels que le bois de démolition, les boues d'épuration, les matières plastiques, les
pneus ou encore les huiles usagées. Ce scénario, établi en collaboration avec l'OFEFP et
l'OFEN, permettrait de renoncer à la combustion de quelque 270'000 tonnes de
charbon par année et contribuerait ainsi à diminuer fortement les émissions de CO2. Il
pourrait par ailleurs décharger sensiblement les usines d'incinération de déchets et
permettrait dès lors de revoir à la baisse les CHF 850 millions d'investissements prévus
pour construire cinq nouvelles usines et augmenter la capacité de cinq autres. 20
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L'Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage a estimé que parmi les
50'000 décharges et sites industriels ou commerciaux potentiellement contaminés par
des substances polluantes, 3'000 à 4'000 d'entre eux doivent faire l'objet d'un
assainissement. Les chiffres de l'OFEFP ont ainsi été revus à la hausse, puisqu'en 1991
une première enquête auprès des cantons avait conclu à la nécessité de n'assainir
environ que 2'000 des 40'000 sites potentiellement pollués alors répertoriés. Selon les
expériences faites durant la dernière décennie, l'OFEFP a chiffré à environ CHF 160
millions par année pendant trente ans (soit près de cinq milliards au total) la somme
nécessaire à l'assainissement de ces 3'000 à 4'000 sites contaminés. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.07.1995
LIONEL EPERON

L'OFEFP a publié début février une étude portant sur la composition de quelque 16
tonnes de déchets ménagers qui avaient été prélevées à cette fin dans 32 communes
témoins durant les années 1992/1993. En procédant à une analyse comparative à partir
des résultats d'une enquête similaire menée dix ans auparavant, l'étude a révélé des
changements significatifs quant à la nature et à la quantité des déchets observés. Parmi
les résultats les plus marquants, il a notamment été constaté une baisse des
proportions de verre et de métal contenues dans les poubelles de 9 à 3%,
respectivement de 6 à 3%. Interprétant les données de cette étude, l'OFEFP a tenu à
souligner le rôle prépondérant joué par le tri des déchets à la source ainsi que par la
taxe poubelle, désormais introduite dans la plupart des communes alémaniques. Les
effets déployés par ces deux instruments sur la quantité de déchets à incinérer ont été
d'ailleurs confirmés par une statistique de l'OFEFP sur la question: entre 1992 et 1994,
la part des déchets combustibles a baissé de 8% et celle des ordures ménagères de
5.7%. Parallèlement, il a été recensé une augmentation de quelque 200'000 tonnes de
la quantité des déchets recyclés qui a atteint 1.53 million de tonnes. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.08.1996
LIONEL EPERON

Als die 2014 wohl mit Abstand am meisten mediale Aufmerksamkeit erregende Studie
des BAFU entpuppte sich die im Januar präsentierte Erhebung der
Kehrichtzusammensetzung 2012, deren Basis die Untersuchung von insgesamt 16,5 t
Kehricht in 33 ausgewählten Gemeinden war. Auf grosses Medienecho stiess dabei in
erster Linie der Befund, dass 20% des Haushaltskehrichts aus noch verwertbaren
Stoffen bestand. Darunter befanden sich zu einem Grossteil noch geniessbare
Lebensmittel sowie zu kleineren Teilen auch Glas und Papier, die dank einer gut
ausgebauten Infrastruktur eigentlich rezykliert werden könnten. Insgesamt macht der
Anteil von biogenen, resp. kompostier- oder vergärbaren Abfällen gar beinahe ein
Drittel der gesamten Haushaltsabfälle aus. Gerade die Anteile an Papier und biogenen
Abfällen im Kehricht hätten im Vergleich zur Vorgängerstudie (2001) stark zugenommen,
wobei bereits in der Studie im Jahr 2001 Handlungsbedarf betreffend die biogenen
Abfälle festgestellt worden war. Bei rund der Hälfte der biogenen Abfälle handelte es
sich um weggeworfene, aber noch geniessbare Lebensmittel, ein Anteil, der beinahe
einem Sechstel des gesamten Siedlungsabfalls entspricht. Das Problem des "Food
Waste" war auch vom Bund entdeckt worden: Im Rahmen des im Vorjahr
verabschiedeten Aktionsplans "Grüne Wirtschaft" erhielten Massnahmen zur Reduktion
der Lebensmittelverschwendung einen hohen Stellenwert. Zwei im Berichtsjahr
eingereichte, aber vom Parlament noch nicht behandelte Vorstösse, namentlich eine
Motion Hausammann (svp, TG) und ein Postulat Trede (gp, BE), zielten ebenfalls auf eine
Verstärkung solcher Massnahmen. Die Ergebnisse der Studien wiesen ferner eine
positive Wirkung von Sackgebühren auf. In den Gemeinden, die eine Gebühr auf
Kehrichtsäcke erheben, entdeckte die Untersuchung weniger rezyklierbare Stoffe im
Haushaltskehricht. Gegenwärtig verfügen 20% aller Schweizer Gemeinden über kein
verursachergerechtes Gebührensystem. Im Juli setzten Eurostat-Daten die Zahlen zu
Schweizer Siedlungsabfällen in den europäischen Kontext. Mit etwas über 690 kg Abfall
pro Einwohner und Jahr produzierte die Schweizer Bevölkerung 2012 mehr Abfall als die
Bevölkerung jedes EU-Mitgliedstaats. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.2014
MARLÈNE GERBER

Nachdem die Migros als erster Detailhändler im November 2016 an allen Ladenkassen
die Plastiksack-Gebühr von 5 Rappen eingeführt hatte, zogen die meisten grossen
Detailhändler 2017 nach: Spar und Coop implementierten dieselbe Massnahme im
Januar, resp. Februar 2017; Denner folgte im September. Bereits seit Markteintritt auf
Einweg-Plastiksäcke verzichtet hatten Lidl und Aldi. Nur wenige Monate nach
Implementierung waren die Detaillisten überzeugt, dass die kleine Massnahme
tatsächlich eine grosse Wirkung erziele. In den ersten Monaten seit Beginn der
Massnahme ging der Verbrauch von Einweg-Plastiksäcken bei Coop und Migros bereits

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.02.2017
MARLÈNE GERBER
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um 80 Prozent zurück. 
Die Umerziehung der Konsumentinnen und Konsumenten ist dadurch aber noch nicht
abgeschlossen. Der Aufdruck «Recycling», der die Plastiktüten von Coop und Migros
ziert und der darauf aufmerksam machen will, dass das verwendete Plastik vollständig
aus rezykliertem Material besteht, werde irrtümlich als biologisch abbaubar aufgefasst,
weswegen 5 bis 10 Prozent aller Raschelsäckli auf dem Kompost landeten. Aus diesem
Grund empfahlen Experten den Grossverteilern, ihre Plastiksäcke mit dem Zusatz
«nicht kompostierbar» zu versehen.
Von der Branchenvereinbarung ausgenommen ist die Abgabe von Plastiksäcken in der
Gemüse- und Früchteabteilung. Um auch dort den Verbrauch von Einweg-Plastiksäcken
zu senken, führten Coop und Migros neu zusätzlich auch Mehrwegbeutel zum Verkauf
ein. 24

Depuis 2013, l'OFEV récolte des données sur les quantités de nourriture perdue dans le
secteur agricole et au sein des ménages suisses. Environ 90% des 225'000 tonnes de
déchets alimentaires générés chaque année par l'agriculture pourraient être évités,
tout comme une demi-tonne pour les ménages. Dans le cadre de l'Agenda 2030, la
Suisse s'est engagée à réduire de moitié son volume de déchets alimentaires par
habitant. Au printemps 2019, le Parlement a chargé le Conseil fédéral d'élaborer un plan
d'action contre le gaspillage alimentaire. Les données collectées par l'OFEV serviront à
l'élaboration de solutions visant à réduire le gaspillage alimentaire. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.04.2019
DIANE PORCELLANA

Plus de 5'000 tonnes de plastique se retrouvent annuellement dans l'environnement,
d'après la première étude sur l'ampleur de la pollution plastique en Suisse. La pollution
par le plastique est 40 fois plus conséquente sur et dans les sols que dans les eaux.
Pour arriver à ces résultats, les chercheurs mandatés par l'OFEV ont suivi le parcours de
sept principales matières plastiques depuis leur production jusqu'à leur élimination en
passant par leur utilisation. Ainsi, 0.7 pour cent de la quantité totale de ces plastiques,
consommés en Suisse tous les ans, se disperse dans l'environnement. L'OFEV souligne
qu'il faudrait intégrer l'abrasion des pneus, source de microplastique, pour avoir un
aperçu complet de la charge environnementale du plastique. Toutefois, cette étude
permet de cibler les domaines de recherche et d'action pour améliorer la lutte contre
cette pollution. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.07.2019
DIANE PORCELLANA

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Voto-Studie zur Abstimmung über die Volksinitiative „AHVplus: für eine starke
AHV“ vom 25. September 2016, erstellt am Zentrum für Demokratie Aarau, erschien im
November. Im Nachgang der Abstimmung waren 1’575 Stimmberechtigte zu ihrem
Abstimmungsentscheid, ihren Motiven und weiteren Faktoren telefonisch befragt
worden. Die Analyse ergab, dass insbesondere Zweifel an der Finanzierbarkeit der AHV-
Erhöhung diese zu Fall gebracht hatten. Auch dass Argument, dass die bedürftigsten
Rentnerinnen und Rentner nichts von der Erhöhung gehabt hätten, erwies sich als
wichtig. Nichtsdestotrotz betonten die Befragten mehrheitlich ihre Sympathie für die
AHV und erläuterten, diese biete die sicherste Altersvorsorge und sollte deswegen
gegenüber der zweiten Säule gestärkt werden. Als massgeblich für den Urnenentscheid
erwies sich dennoch die Parteibindung: Stimmende, welche mit der SP oder der grünen
Partei sympathisieren, stimmten „AHVplus" mehrheitlich zu, während die
Sympathisantinnen und Sympathisanten aller anderen Parteien das Anliegen
mehrheitlich ablehnten. Am deutlichsten taten dies die Stimmenden mit FDP-
Parteibindung. Sowohl bei der SVP als auch bei der SP wich rund ein Drittel der
Anhängerinnen und Anhänger von der Parteiparole ab. Der im Vorfeld der Abstimmung
oft heraufbeschworene Generationengraben manifestierte sich weniger akzentuiert als
erwartet: Zwar legten die jungen Stimmberechtigten überwiegend ein Nein ein, auch
bei älteren Stimmenden fand die Initiative jedoch keinen eindeutigen Zuspruch. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.11.2016
FLAVIA CARONI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass für die Befürworter des
Verfassungsartikels Kultur einen derart selbstverständlichen Stellenwert hat, dass sie
die Wirkung der Argumente der Gegner unterschätzten. Diese malten in erster Linie das
Schreckgespenst nicht abzusehender Kosten an die Wand, obgleich von den
Befürwortern immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass der neue
Kulturförderungsartikel ein Kann-Artikel sei, der es dem Parlament erlauben würde, die
Kulturausgaben jährlich über das Budget zu steuern. Der wichtigste Beweggrund für die
Ablehnung war denn auch die angespannte Finanzlage des Bundes, gefolgt von einer
generellen Geringschätzung der Kultur sowie von föderalistischen Bedenken.
Wesentlich mitgespielt hat auch der Bildungsstand sowie ein weitverbreitetes
Misstrauen gegenüber der Landesregierung, den politischen Eliten und den
Kulturschaffenden, denen immer noch der "Kulturboykott" der
Jubiläumsfeierlichkeiten von 1991 angelastet wurde. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Rund 15 Jahre nach Erscheinen von „Röstigraben“ legte Christophe Büchi, langjähriger
NZZ-Korrespondent in der Welschschweiz, im Jahr 2015 seiner Leserschaft eine
erweiterte und aktualisierte Version seines Werkes vor, welche unter dem Titel
„Mariage de raison. Romands et Alémaniques – une histoire suisse.“ im Edition Zoé
Verlag veröffentlicht wurde. Wie bereits in seinem Vorgängerwerk geht der arrivierte
Beobachter auch dieses Mal der Frage nach, wie es denn um die Beziehungen zwischen
der deutschen und der französischen Sprachgemeinschaft in der Schweiz stehe.
Hierfür habe er alle wichtigen Abstimmungen der letzten Jahre „im Hinblick auf den
nationalen Zusammenhalt und das Verständnis zwischen Deutschschweizern und
Welschen“ (NZZ) analysiert. Tatsächlich liessen sich in den letzten Jahren speziell in den
Bereichen der Aussen-, Migrations- und Sozialpolitik sowie beim Verhältnis von Staat
und Bevölkerung gewisse Annäherungen der verschiedenen Landesteile feststellen. Die
so oft gestellte Sprachenfrage hingegen – welche besonders vor dem Hintergrund des
Sprachenstreites einer steten Aktualität unterstellt ist – nimmt für den Autor lediglich
einen sekundären Stellenwert ein, da die gemeinsamen ökonomischen Interessen der
beiden Regionen wesentlich grösser seien und solange die Wirtschaft funktioniere, die
Sprachunterschiede auch keine wesentliche Rolle spielen würden. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.04.2015
MELIKE GÖKCE
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